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Weiterführung der Integrativen Brückenangebote (IBA) für die nächsten drei Jahre sichern 
 
Am 14. März 2018 haben Kantonsrat Mathias Bachmann und 61 Mitunterzeichnende folgendes 
Postulat eingereicht:  
 
«Der Kanton Schwyz führt an den Berufsbildungszentren Pfäffikon und Goldau neben den Kom-
binierten und Schulischen Angeboten ein Brückenangebot für junge Flüchtlinge, als auch für er-
wachsene Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene. Mit der Beantwortung der Interpellation 
I 19/17 wird aufgezeigt, dass sich insbesondere diese Integrativen Brückenangebote (IBA) be-
währen. Sie unterstützen die Anstrengungen der Integration von Asylsuchenden und vorläufig 
Aufgenommenen in der beruflichen Grundbildung, denn nachhaltige und erfolgreiche Integration 
in die Schweizerische Gesellschaft kann nur über den Erwerb der deutschen Sprache und Ar-
beitseinsätze gelingen. Es ist erwiesen, wie erfolgreich dadurch die unter 21jährigen, in den Ar-
beitsprozess eingeführt werden können. Die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Par-
teien (Schule, Arbeitgeber, Ämter, Institutionen usw.) funktioniert ausgezeichnet. 
 
Seit 2015 ist die Zahl der Asylgesuche rückläufig. Weil sich die jungen Menschen zuerst genü-
gend Deutschkenntnisse aneignen müssen, wird das lntegrative Brückenangebot zurzeit vorwie-
gend von Immigranten besucht, die vor 2015 oder im Frühjahr 2015 in die Schweiz gekommen 
sind. Viele dieser jungen Menschen konnten zuerst Grundlagen der deutschen Sprache erlernen. 
Nach dieser ersten Phase geht es nun darum, diese Personen auf die berufliche Grundbildung 
vorzubereiten, damit sie nach der Ausbildung selbständig und unabhängig ihren Lebensunterhalt 
bestreiten können. Dies hat zur Folge, dass die Berufsbildungszentren nach wie vor mit hohen 
Anmeldezahlen konfrontiert sind. Eine Reduktion der Klassen aufgrund der Migrationszahlen wä-
re demzufolge nicht vor dem Schuljahr 2020/2021 zu diskutieren. 
Seit dem Schuljahr 2012/2013 und noch bis im Sommer 2018 werden die bestehenden lntegra-
tiven Brückenangebote G und A teilweise über die Pauschale des Bundes mitfinanziert. Eine 
Übernahme dieser Angebote in die Regelstrukturen wird zur Folge haben, dass der Personalbe-
stand über dem bewilligten Stellenplan liegt. Würden alle lntegrativen Brückenangebote im 
Schuljahr 2018/19 unverändert weitergeführt, wäre mit einem leichten Anstieg der FTE an den 
Berufsfachschulen zu rechnen. Ein Abbau dieser Angebote hätte jedoch zur Folge, dass den jun-
gen Menschen keine Perspektiven gegeben werden könnten. Ein Anstieg der Sozialhilfekosten 
wäre die Folge. Auch müsste die Regierung die Stellen der eingearbeiteten und sich dafür spezi-
alisierten Lehrkräfte streichen. 
 
Die Regierung weist mit der Interpellation I 19/17 darauf hin, dass sie verschiedene Modelle 
prüfen will, mit welchen das Angebot und die Ausgestaltung der lntegrativen Brückenangebote 
aufrechterhalten werden können. Vor diesem Hintergrund beauftragen wir die Regierung für die 
nächsten drei Jahre (ab Schuljahr 2018/2019) die nötigen Ressourcen zu schaffen, damit die 
Berufsbildungszentren Pfäffikon und Goldau im Rahmen der heutigen Angebote nachfragege-
rechte lntegrative Brückenangebote anbieten können.» 


